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Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung 
vom 17.01.2012 (Abl. S.22) 

 
Die Stadt Augsburg erlässt aufgrund der Art.23 und 24 Abs.1 Nr. 1 und Nr.2 und Abs.2 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl.S.796, BayRS 2020-1-1-l),zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 27.07.2009 (GVBl.S.400) folgende Änderungssatzung: 
 

§ 1 
Die Friedhofssatzung der Stadt Augsburg vom 17.01.2012 (Abl. S.22) in der Fassung vom 04.02.2015 (Abl. S.40) wird wie folgt 
geändert: 
 

§ 6 Abs.6: 
Unbeschadet § 5 Abs.2 Buchstabe e) dürfen gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen nur während der von der Stadt 
festgesetzten Zeiten durchgeführt werden. Hierzu dürfen die Friedhofswege mit geeigneten Kraftfahrzeugen im Schritt-
tempo befahren werden, die mit einem Berechtigungsschein gekennzeichnet sind. 
Die Zufahrtsberechtigungsscheine sind deutlich sichtbar am Fahrzeug anzubringen und werden jährlich auf Antrag er-
neuert. Nacharbeiten und Ausbesserungen größeren Umfangs an Grabmalen dürfen vor Ort in den Friedhöfen nicht 
durchgeführt werden. In den Fällen des § 4 Abs.2 sind gewerbliche Arbeiten ganz untersagt. 
 

§ 2 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Augsburg, den 25.02.2016 
 
Dr. Kurt Gribl 
Oberbürgermeister 
 
 
 

Anlage zur Friedhofsgebühren- und Kostensatzung der Stadt 
Augsburg (Gebühren- und Kostenverzeichnis) 

 
Die Stadt Augsburg erlässt auf Grund der Art.1,2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes vom 04.04.1993 (GVBl.S.264), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 08.07.2013 (GVBl.S.404) und aufgrund von Art.1 und 20 des Kostengesetzes vom 20.02.1998 
(GVBl.S.43), zuletzt geändert durch Gesetz vom vom 14.04.2011 (GVBl.S.150) folgende Änderungssatzung: 
 

§ 1 
Die Anlage zur Friedhofsgebühren- und Kostensatzung der Stadt Augsburg (Gebühren- und Kostenverzeichnis) vom 05.08.2005 
(Abl.159), in der Fassung vom 14.11.2014 (ABl. S. 284) wird wie folgt geändert: 
 
A.  Bestattungsgebühren 

2. Feuerbestattungen 
2.5 Annahme einer Urne im Rahmen einer Urnenanforderung 15,00 € 
 
4. Gebühren für Einzelleistungen 
4.5 Herstellen eines Fundaments bei Erd- und Urnengräbern  
je Kubikmeter   1.420,00 € 
 
5. Sonstige Leistungen 
5.5.4 Entsorgungskosten je Fuhre  30,00 € 
5.9. Orgelbenutzung  22,00 € 
 

B.  Grabgebühren 
7. Urnengräber 
7.8.3 Urnengemeinschaftsgrabstätte mit Gestaltung und  
Rahmenbepflanzung  85,00 € 
(Die Kosten für die Gravur am vorhandenen Grabstein sind vom Grabnutzungsberechtigten selbst zu tragen) 
7.9 Urnenbeisetzung unter Bäumen  87,50 € 
(Mit dieser Gebühr sind abgegolten die Kosten für eine Standard-Abdeckplatte. Die Kosten für die Gravur der Abdeck-
platte sind vom Nutzungsberechtigten selbst zu tragen) 
7.10. Urnenbeisetzung im Apfelhain     115,50 € 
(Mit dieser Gebühr sind abgegolten die Kosten für eine Standard-Gedenktafel. Die Kosten für die Gravur der Gedenkta-
fel sind vom Nutzungsberechtigten selbst zu tragen) 
8.2 Urnenplatz unter Bäumen  29,00 € 
(beim Erwerb einer ganzen Urnenhülse durch einen Nutzungsberechtigten, wird die jährliche Friedhofunterhaltsgebühr 
nur einfach festgesetzt) 
8.3 Urnengemeinschaftsgrabstätte  29,00 € 
(pro Nutzungsberechtigten wird die jährliche Friedhofsunterhaltsgebühr nur einfach festgesetzt) 
 

C.  Sonstige Gebühren 
10. Genehmigungen, Anordnungen Leichenpässe 
10.10. sonstige Amtshandlungen nach Aufwand mindestens 22,00 bis 200,00 € 
 
11.Zulassung zu gewerblichen Arbeiten 
11.1 Bewilligung von gewerblichen Arbeiten für ein Jahr  75,00 € 
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11.2 Einzelgenehmigung  33,00 € 
11.3 Jährlicher Berechtigungsschein zum Befahren der Friedhöfe 
pro Fahrzeug  95,00 € 
 

§ 2 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Augsburg, den 25.02.2016 
 
Dr. Kurt Gribl 
Oberbürgermeister 

 
 
 

Änderung der Entgeltliste für das städtische Krematorium 
 

Mit Beschluss des Stadtrates vom 18.12.2008 (Drucksache-Nr. 08/00632) wird die Benutzung des städtischen Krematoriums als 
öffentliche Entrichtung gemäß Art.21 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung-GO) privat-rechtlich 
geregelt. 

 
§ 1 

Die Entgeltliste für Leistungen der Stadt Augsburg bei der Benutzung des Krematoriums vom 19.12.2008 wird wie folgt geändert: 
8. Niederschrift 
8.1 Aufnahme einer Niederschrift zur Durchführung der Feuerbestattung 10,00 € 
 

§ 2 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Augsburg, den 25.02.2016 
 
Dr. Kurt Gribl 
Oberbürgermeister 

 
 
 

Betriebsordnung für die Einäscherungsanlage der Stadt Augsburg 
 

Aufgrund des Art. 16 des Bestattungsgesetzes (BestG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.08.2005 in Verbindung mit § 
25 Abs. 2 der Bestattungsverordnung (BestV) vom 01. März 2001 (BayRS 2127-1-1-G) in der Fassung der Änderung vom 26.Juli 
1997 wird für die Einäscherungsanlage der Stadt Augsburg nachfolgende Betriebsordnung beschlossen: 
 

Inhaltsverzeichnis 
1.  Allgemeines 
1.1)   Grundsatz 
 

              2. Betriebsaufgaben und die Verteilung 
  2.1)   Kremationsbetrieb 
  2.2)   Aufgabenverteilung 
  2.3)   Betriebsleitung / Vertretung 
 
  3) Einlieferung und Verwahrung der Leichen 
  3.1)   Anlieferung der Leichen 
  3.2)   Verwahrung der Leichen und Freigabe 
  3.3)   Herausgabe von Gegenständen an der Leiche 
 
  4) Antrag auf Feuerbestattung, Feststellung der Identität und Einäscherung 
  4.1)   Antrag auf Feuerbestattung 
  4.2)   Identität des Verstorbenen 

4.3)   Einäscherungsverzeichnis 
  4.4)   Reihenfolge der Einäscherungen 
  4.5)   Tonmarke 
  4.6)   Einäscherungsvorgang 

4.7)   Beobachtung des Einäscherungsvorganges 
 

5) Behandlung der Asche und der Urnen (Aschenkapseln) 
              5.1)   Behandlung der Asche 
              5.2)   Kennzeichnung der Urnen 

5.3)   Aufbewahrung der Urnen 
5.4)   Herausgabe und Versand der Urnen 

 
 6)   Inkrafttreten 
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1. Allgemeines  
1.1 Grundsatz: 
Das Krematorium der Stadt Augsburg ist ein Betrieb gewerblicher Art innerhalb des Amts für Grünordnung, Naturschutz und 
Friedhofswesen. Es dient der Einäscherung Verstorbener. Die Benutzung dieser Einrichtung wird privatrechtlich gestaltet. Das 
Krematorium erbringt seine Leistungen auf der Grundlage einer Entgeltordnung. Diese ist gesondert zu beschließen.    
 
2. Betriebsaufgaben und die Verteilung 
2.1 Kremationsbetrieb 
(2.1.1) Im Einäscherungsofen der Kremationsanlage finden ausschließlich Einäscherungen von Leichen und Totgeburten statt. 
Nach Genehmigung durch die Friedhofsverwaltung können auch Organe, sowie Leichen- und Körperteile eingeäschert werden. 
(2.1.2) Die im Zusammenhang mit einer ordnungsgemäßen Einäscherung anfallenden Aufgaben werden vom Betriebsleiter, 
technischen Betriebsleiter,  Organisationsleiter der Einäscherungsanlage (Friedhofsverwalter/in Westfriedhof), und vom Kremato-
riumswart und Beschäftigten der Friedhofsverwaltung durchgeführt.  
Alle für die Einäscherungsanlage tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind im Rahmen ihrer Aufgabenstellungen für die ord-
nungsgemäße Abwicklung der Einäscherungsvorgänge verantwortlich und haben der Würde der Verstorbenen in angemessener 
Weise Rechnung zu tragen. 
2.2 Aufgabenverteilung 
(2.2.1) Dem Leiter Friedhofswesen im Amt für Grünordnung, Naturschutz und Friedhofswesen, obliegt die verantwortliche Leitung 
der Einäscherungsanlage (Betriebsleitung). 
(2.2.2) Der Organisationsleiter Krematorium mit Verwaltung Westfriedhof (Leiter/in Westfriedhof) ist verantwortlich  für Organisati-
onsplanung, Personalplanung, Tätigkeitsanweisungen innerhalb des Betriebsablaufes der Einäscherungsanlage. 
(2.2.3) Die Einäscherungsanlage wird durch den technischen Betriebsleiter entsprechend den Vorschriften des Anlagenherstellers 
betrieben. Er nimmt die Anlage in Betrieb, prüft die Funktionsfähigkeit der Mess- und Analyseeinrichtungen und überwacht die 
Einäscherungsabläufe. Die näheren Details werden in einem gesonderten Vertrag geregelt.  
(2.2.4) Der Kremationswart trifft die notwendigen Vorbereitungen für Einäscherungen, führt diese durch, bereitet die Asche auf 
und füllt sie in die Aschenkapseln (Urnen) ab. Des Weiteren sorgt er für den Versand der Urnen im Einzugsbereich der Stadt 
Augsburg und den Postversand innerhalb der Bundesrepublik.  Außerdem hat er Wochenberichte gemäß einem gesonderten 
Formblatt zu erstellen. 
In seiner Abwesenheit übernimmt diese Tätigkeiten ein Mitarbeiter der Friedhofsverwaltung West, der entsprechend eingewiesen 
ist.  
Den Urnenversand in das Ausland übernimmt eine Mitarbeiterin der Zentralverwaltung Friedhofswesen.  
2.3 Betriebsleitung/Vertretung 
(2.3.1) Der Betriebsleiter der Einäscherungsanlage ist im Rahmen der bestehenden Rechtsvorschriften für die ordnungsgemäße 
Durchführung aller im Zusammenhang mit dem Betrieb der Einäscherungsanlage anfallenden Tätigkeiten verantwortlich. Bei 
Abwesenheit des Betriebsleiters geht die Verantwortung auf den Organisationsleiter Krematorium mit Verwaltung/Westfriedhof 
bzw. dessen Stellvertreter über. 
(2.3.2) Der Betriebsleiter wird namentlich bestellt und untersteht verwaltungsmäßig unmittelbar der Amtsleitung. 
 
3. Einlieferung und Verwahrung der Leichen 
3.1 Anlieferung der Leichen 
(3.1.1) Der Krematoriumswart bzw. der Mitarbeiter  der Friedhofsverwaltung West nimmt die zur Einäscherung vorgesehenen 
Leichen zusammen mit den ausgefüllten Leistungsnachweisen  (LV) entgegen, vergleicht die Angaben des LV mit denen des 
Sargaufklebers, um eine Verwechslung auszuschließen . Die zur Feuerbestattung notwendigen Unterlagen i.S.d. Art. 17 BestV 
sind vom Bestattungsunternehmen in der Friedhofsverwaltung abzugeben und werden dort sofort auf Vollständigkeit überprüft.  
(3.1.2) Bei der Übergabe der Leichen prüft der Krematoriumswart bzw. der Mitarbeiter  der Friedhofsverwaltung West äußerlich, 
ob diese in einem den Vorschriften des § 30 der BestV entsprechenden Sarg eingesargt sind, der folgende Maße nicht über-
schreitet: 
   Länge   2,15 m 
   Breite   0,85 m 
   Höhe   0,70 m 
Überdies darf die Kleidung der Leichen und die Sargausstattung nur aus leicht vergäng-lichem Material (Papierstoff, Leinen oder 
Baumwollstoff) bestehen (gemäß VDI 3891).  
Vorhandene Zinkeinlagen sind aus den Särgen zu entfernen. 
(3.1.3) Der Krematoriumswart prüft stichprobenartig, ob die Kleidung der Leichen oder die Sargausstattung den Anforderungen 
des Absatzes 2 entsprechen. Ausgenommen sind hierbei die mit einem roten Punkt gekennzeichneten Särge, die infektiöse Lei-
chen beinhalten. Entsprechen Kleidung der Leichen oder Sargausstattung sowie Sargmaterial oder Maße nicht den Anforderun-
gen des Absatzes 2, werden diese Leichen nicht angenommen bzw. zurückgewiesen. In Zweifelsfällen und bei überschrittenen 
Sargmaßen ist die Entscheidung der Organisationsleitung Krematorium  über die Annahme einzuholen.  
3.2 Verwahrung der Leichen und Freigabe 
3.2.1 Die in der Einäscherungsanlage angelieferten Leichen werden bis zur Freigabe in einem dafür vorgesehenen Kühlraum 
hinterstellt. Die Freigabe zur Feuerbestattung erfolgt durch einen schriftlichen Einäscherungsauftrag der Organisationsleitung 
nach Vorliegen der erforderlichen Unterlagen (vgl. § 7). 
3.3 Herausgabe von Gegenständen an der Leiche 
(3.3.1) Gegenstände die sich an der Leiche befinden, werden nach der Anlieferung in der Feuerbestattungsanlage grundsätzlich 
nicht mehr herausgegeben. Nicht fest mit dem Körper verbundene Wertgegenstände sind deswegen vor der Einlieferung in das 
Krematorium oder den Friedhof zu entfernen. Die Friedhofsverwaltung kann auf Antrag berechtigter Hinterbliebenen dem Bestat-
tungsunternehmen eine Entfernung von Gegenständen und die Aushändigung nach gründlicher Reinigung an diese gestatten. 
Implantate, Herzschrittmacher, Gebisse, Brücken, Goldzähne u.ä. können nur durch einen Arzt und auf Kosten des Auftraggebers 
aus der Leiche entfernt werden. 
(3.3.2) Wertgegenstände wie Ringe, Ohrringe, Ketten oder ähnliches können nach Bestimmung der verantwortlichen Hinterblie-
benen an der Leiche belassen werden. Die Kremations- und Friedhofverwaltung sind hierbei von möglichen Ersatzansprüchen 
befreit bzw. haften nicht für abhanden gekommene Wertgegenstände. 
3.4 Entnahme und stoffliche Verwertung von Metallen aus der Asche von Verstorbenen 
Eine Aussonderung von Metallteilen aus Ascherückständen (z.B. Zahnersatz, Nägel, Schrauben, Metallbeschläge, Gelenke, 
Implantate usw.) und deren Verwertung darf nur dann erfolgen, wenn hierfür eine Einverständniserklärung des Bestellers der 
Bestattung vorliegt. 
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Sofern eine Trennung und vollständige oder teilweise Entnahme oder stoffliche Verwertung erfolgt, ist die Verwertung der Erlöse 
aus der stofflichen Verwertung (Verwendungsnachweis) durch die zuständigen städtischen Gremien zu regeln. 
 
4. Antrag auf Feuerbestattung, Feststellung der Identität und Einäscherung 
4.1  Antrag auf Feuerbestattung 
4.1.1 Der Antrag auf Feuerbestattung ist bei der Friedhofsverwaltung West zu stellen. Hierzu sind folgende Unterlagen vorzulegen 
(§ 17 i.V. mit § 16 Absatz 1 und 2 und § 20 BestV): 
a) Die Todesbescheinigung, 
b) die Sterbeurkunde oder die Todesbescheinigung (nicht vertraulicher Teil) mit Eintragung des Standesbeamten, dass der Ster-
befall beurkundet ist oder der Genehmigung gem. § 39 des Personenstandsgesetzes, dass der Verstorbene schon vor der Beur-
kundung bestattet werden darf; 
c) eine Bestätigung der Polizei, dass keine Anhaltspunkte für einen nicht natürlichen Tod bekannt sind oder eine Bestattungsge-
nehmigung durch die Staatsanwaltschaft bei Verdacht eines nicht natürlichen Todes; 
d) der Nachweis, dass die Feuerbestattung dem Willen des Verstorbenen entspricht. Der Nachweis wird erbracht durch eine vom 
Verstorbenen getroffene letztwillige Verfügung oder durch einen Antrag des bestimmungsberechtigten Angehörigen des Verstor-
benen; 
e) die Erklärung über die Verwertung von Wertgegenständen. 
4.2 Identität des Verstorbenen 
4.2.1 Die Kremation darf erst durchgeführt werden, wenn die Identität des Verstorbenen zweifelsfrei feststeht.  
Ein Identifikationsnachweis (Sargaufkleber) befindet sich am Sargunterteil der Kopfseite. 
Auf dem Sargaufkleber sind folgende Daten zu vermerken: 
Name und Vorname des Verstorbenen 
Geburtsdatum des Verstorbenen 
Auftraggeber bzw. Bestattungsinstitut. 
Bestehen Zweifel an der Identität ist die Einäscherung sofort zurückzustellen und es sind weitere Nachforschungen anzustellen. 
4.3. Einäscherungsverzeichnis 
4.3.1 In der Friedhofsverwaltung West wird ein Einäscherungsverzeichnis (Feuerbuch) geführt. Das Einäscherungsverzeichnis 
muss enthalten (§ 29 BestV): 
  - Zu- und Vornamen der/des Verstorbenen, 
  - Ort, Tag und Jahr ihrer/seiner Geburt und ihres/seines Todes, 
  - Tag und Nummer der Einäscherung, 
  - Tag der Herausgabe oder Versendung der Asche mit Namen und Anschrift ihres Empfängers. 
4.4 Reihenfolge der Einäscherungen 
(4.4.1) Nach Freigabe zur Feuerbestattung sind die Leichen umgehend einzuäschern. Die Reihenfolge der Einäscherung be-
stimmt sich möglichst nach dem Sterbedatum. Bei gleichem Sterbedatum ist in der Reihenfolge der erfolgten Freigaben zur Feu-
erbestattung einzuäschern. 
(4.4.2) In besonderen Fällen kann die Organisationsleitung Krematorium eine geänderte Reihenfolge bestimmen. 
4.5 Tonmarke 
4.5.1 Auf den Sarg ist, bevor er in den Verbrennungsofen eingefahren wird, eine durch die Ofenhitze nicht zerstörbare Tonmarke 
zu legen, auf der die „laufende Nummer“ der Eintragung im Einäscherungsverzeichnis (Feuerbuch) und auf der Rückseite der Ort 
der Einäscherungsanlage „Augsburg“  sowie die „Jahreszahl“ deutlich sichtbar sind. 
4.6 Einäscherungsvorgang 
(4.6.1) Der Einäscherungsvorgang läuft EDV- gesteuert innerhalb verschiedener Verbrennungsebenen (Etagen) ab. In den Ablauf 
des Verbrennungsvorganges kann nur im Notfall manuell durch den Kremationswart eingegriffen werden. Die Särge werden mit 
einer beweglichen Einfahrmaschine in die oberste Brennkammer eingefahren.  
Vor der Einführung des Sarges in den Verbrennungsofen vergleicht der Krematoriumswart die Angaben auf dem Verbrennungs-
auftrag mit den Angaben am Sargaufkleber und der Nummer der Tonmarke. Vor der Einäscherung sind durch den Krematori-
umswart die Griffe, Beschläge und Füße von den Särgen zu entfernen. 
(4.6.2) In die Einäscherungskammer darf gleichzeitig nur eine Leiche eingefahren werden. Die nächste Einäscherung darf erst 
nach Freigabe durch das EDV-Programm erfolgen. 
(4.6.3) Die Leichen totgeborener oder während der Geburt verstorbener Kinder und deren bei der Niederkunft verstorbenen Mut-
ter können zusammen eingeäschert werden. 
(4.6.4) Nach Abschluss des Einäscherungsvorganges wird die Asche automatisch in den unten liegenden Aschebehälter gefüllt.  
4.7 Beobachtung des Einäscherungsvorganges 
(4.7.1) Zur Feuerbestattungsanlage haben betriebsfremde Personen grundsätzlich keinen Zutritt.  Behördenangehörigen ist zur 
Erfüllung dienstlicher Aufgaben Zutritt zu gewähren. 
(4.7.2) Eine Beobachtung der Einäscherungsvorgänge durch Hinterbliebene wird grundsätzlich nicht gestattet. Vom Verbot der 
Beobachtung ausgenommen sind Personen, die ein begründetes wissenschaftliches Interesse nachweisen. Die Friedhofsverwal-
tung erteilt hierüber eine Genehmigung. Die darin enthaltenen Auflagen sind zu beachten. 
 
5. Behandlung der Asche und der Urnen (Aschenkapseln) 
5.1 Behandlung der Asche 
(5.1.1) Aus den abgekühlten Aschenresten werden durch den Kremationswart alle Fremdstoffe, unedlen Metalle, magnetisch 
aussonderbaren Metallteile (z.B. Körperimplantate wie Hüft- oder Kniegelenke, Schrauben und Nägel von den Sargbeschlägen 
u.a.) aus der Asche  entfernt und in die bereitstehenden Behältnisse gegeben, in denen die Metalle zur ordnungsgemäßen Ent-
sorgung durch die Friedhofsverwaltung gesammelt werden.  
Edelmetalle wie z.B. Zahnkronen, ggfs. Schmuckstücke o.ä. sind grundsätzlich in der Asche zu belassen bzw. nach Behandlung 
in der Aschenmühle in die Urne zu geben. Sie sind Bestandteil der Asche. Siehe auch Ziffer 3.4.  
Die Knochen- und Aschenreste werden mittels einer Aschenmühle zerkleinert und in die Urne gefüllt. 
(5.1.2)  Die Tonmarke (§ 10) ist in die zugehörige Urne zu geben. 
(5.1.3) Falls Überaschen anfallen sollten, werden diese gesammelt und in einem von der Friedhofsverwaltung bestimmten Grä-
berfeld beigesetzt. 
5.2 Kennzeichnung der Urnen 
5.2.1 In den Deckel der Urne werden folgende Daten dauerhaft auf- oder eingebracht: 

- die Nummer der Eintragung im Einäscherungsverzeichnis (diese muss auch mit der Nummer der Tonmarke überein- 
  stimmen);  
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 - Vor- und Zuname des Verstorbenen; 
 - Ort, Tag und Jahr seiner Geburt, seines Todes und der Einäscherung. 
Die Urne wird mit dem Deckel dauerhaft und wasserdicht verschlossen. 
5.3 Aufbewahrung der Urnen 
5.3.1 Die Urnen werden bis zur Beisetzung oder dem Versand in einem Nebenraum der Einäscherungsanlage sicher verwahrt. 
5.4 Herausgabe und Versand der Urnen 
(5.4.1) Urnen dürfen durch die Friedhofsverwaltung grundsätzlich nur an  

• Träger von Friedhöfen sowie deren Bevollmächtigte 
• Bestattungsunternehmen, die vom Bestattungspflichtigen bevollmächtigt wurden 
• und nur in den Fällen des § 28 Abs.1 Nr. 2 und Abs.2 BestV an Bestattungspflichtige herausgegeben oder versandt 

werden. 
(5.4.2) Vor einer Übergabe von Urnen an Bestattungsunternehmen bedarf es einer schriftlichen Zustimmung des Friedhofträgers, 
dass die Urne auf dessen Friedhof beigesetzt wird.  
Auch ein Urnenversand zu anderen Friedhöfen ist erst zulässig, wenn vom dortigen Friedhofsträger oder Bevollmächtigten die 
schriftliche Bestätigung vorliegt, dass die Urne in seinem Friedhof beigesetzt wird. 
Durch den Abholer ist der Empfang der richtigen Urne schriftlich zu bestätigen. 
(5.4.3) Die Herausgabe oder der Versand der Urne hat nach der Einäscherung unverzüglich zu erfolgen. 
 
6. Inkrafttreten 
6.1.1 Diese Betriebsordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  Die Betriebsordnung vom 18.12.2008 wird aufge-
hoben. 
 
 
Augsburg, den 25.02.2016 
Stadt Augsburg 
 
Dr. Kurt Gribl 
Oberbürgermeister 

 
 
 

Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes Oberhausen Nr. 11,  
„Rechts der Wertach“  

- Inkrafttreten - 
 

 

 
Der Stadtrat der Stadt Augsburg hat gemäß § 142 Abs. 1, 3 und 4 Baugesetzbuch (BauGB) am 25.02.2016 die förmliche Festle-
gung des Sanierungsgebietes Oberhausen Nr. 11, „Rechts der Wertach“, als Satzung beschlossen. 
Der konkrete räumliche Geltungsbereich des Sanierungsgebietes ergibt sich aus dem Lageplan in der Fassung vom 26.01.2016, 
der Bestandteil der Satzung ist. 
Werden innerhalb des Sanierungsgebietes durch Grundstückszusammenlegungen Flurstücke aufgelöst und neue Flurstücke 
gebildet oder entstehen durch Grundstücksteilungen neue Flurstücke, sind auf diese insoweit die Bestimmungen dieser Satzung 
ebenfalls anzuwenden. 
Die Sanierungsmaßnahme wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 142 Abs. 4 BauGB durchgeführt. 
Die Anwendung der besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 bis 156a BauGB wird ausgeschlossen. 
Die Vorschriften des § 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvorgänge finden mit Ausnahme von § 144 
Abs. 2 BauGB Anwendung. 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Sanierungssatzung in Kraft. 
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Die Satzung kann vom Tag der Bekanntmachung an bei der Stadt Augsburg, Stadtplanungsamt, Rathausplatz 1, 4. Stock, im 
Informationsbüro Zimmer 441, während der Servicezeiten (Dienstag von 8.30 bis 12.30 Uhr, Donnerstag von 8.30 bis 12.30 Uhr 
und 14 bis 17.30 Uhr sowie Freitag von 8 bis 12 Uhr) eingesehen und über deren Inhalt Auskunft verlangt werden. 
Hinweise 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB: 
Unbeachtlich werden  
1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor- 
     schriften, 
2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-

ungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  
3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Augsburg, Stadtpla-
nungsamt, geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
 
 
Stadt Augsburg 
 
Dr. Kurt Gribl 
Oberbürgermeister 

 
 
 

Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
 
a) Stadt Augsburg, Referat 6, Zentralstelle Vergabewesen, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg, Zi.-Nr. 548, Fax 0821 324-3084,  
E-Mail: vergabe.baureferat@augsburg.de 
b) Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A; Verg.-Nr. 820 16 001 01 
c) schriftlich, per Fax oder E-Mail, siehe a) oder elektronisch unter www.vergabe.bayern.de, 
d) Lieferung eines Geräteträgers für den forstwirtschaftlichen Einsatz 
e) keine Lose 
f) keine Nebenangebote 
g) entfällt 
h) siehe a) bzw. c) 
i) Angebotsfrist: 13.04.2016, 11:00 Uhr, Bindefrist 13.05.2016 
k) siehe Vergabeunterlagen 
 
 
Stadt Augsburg 
Referat 6 

 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und 5 Bayerische Bauordnung (BayBO) 

 
Die Stadt Augsburg - Bauordnungsamt - hat am 03.03.2016 folgenden Baugenehmigungsbescheid erlassen: 
Aktenzeichen: 630-NU-2015-62-1 
Bauvorhaben: Einbau einer Zahnarztpraxis 
Baugrundstück:  Blücherstr. 4 
Flur Nr.:  215/3, 499/7, Gemarkung: Lechhausen 
 
Das o.g. Bauvorhaben wird nach Maßgabe dieses Bescheides und der beiliegenden geprüften Bauvorlagen genehmigt. Die bei-
gefügten Beiblätter sind Bestandteil dieses Bescheides. 
Gründe: 
Die Stadt Augsburg ist zur Entscheidung über den Bauantrag gemäß Art. 53 Abs. 1 Satz 2 BayBO und Art. 3 Abs. 1 BayVwVfG 
sachlich und örtlich zuständig. 
Das o.g. Bauvorhaben ist gemäß Art. 55 Abs. 1 BayBO genehmigungspflichtig. 
Die Genehmigung konnte nach Maßgabe der Prüfvermerke und der in den Beiblättern festgesetzten Nebenbestimmungen erteilt 
werden (Art. 68 BayBO). 
Hinweis: 
Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Nachbarn konnte die Zustellung der Baugenehmigung durch diese öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden. Die Zustellung gilt mit dem Tage dieser Bekanntmachung gemäß Art. 66 Abs. 2 BayBO als bewirkt. 
Die Baugenehmigung einschließlich der genehmigten Planunterlagen kann im Bauordnungsamt, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg 
in Zimmer 144 (I. Stock) während der üblichen Parteiverkehrszeiten eingesehen werden. Es wird jedoch empfohlen, mit der 
Sachbearbeiterin, Frau Wöhr, unter der Rufnummer 324-4628 hierfür einen Termin zu vereinbaren. 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in Augsburg, Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg, Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Klä-
ger, den Beklagten (Beklagter, z.B. Stadt Augsburg) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden.  
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl S. 

390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baugenehmigungsverfahrens abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.  

• Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulässig.  
• [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 1. Juli 2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.  
 
 
Stadt Augsburg -Referat 6- 
Bauordnungsamt 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und 5 Bayerische Bauordnung (BayBO) 

 
Die Stadt Augsburg - Bauordnungsamt - hat am 07.03.2016 folgenden Baugenehmigungsbescheid erlassen: 
Aktenzeichen: 630-NU-2015-101-2 
Bauvorhaben: Umnutzung Laden zu Wohnen 
Baugrundstück: Gögginger Str. 30 
Flur Nr.:  4976, Gemarkung: Augsburg 
 
Das o.g. Bauvorhaben wird nach Maßgabe dieses Bescheides und der beiliegenden geprüften Bauvorlagen genehmigt. Die bei-
gefügten Beiblätter sind Bestandteil dieses Bescheides. 
Gründe: 
Die Stadt Augsburg ist zur Entscheidung über den Bauantrag gemäß Art. 53 Abs. 1 Satz 2 BayBO und Art. 3 Abs. 1 BayVwVfG 
sachlich und örtlich zuständig. 
Das o.g. Bauvorhaben ist gemäß Art. 55 Abs. 1 BayBO genehmigungspflichtig. 
Die Genehmigung konnte nach Maßgabe der Prüfvermerke und der in den Beiblättern festgesetzten Nebenbestimmungen erteilt 
werden (Art. 68 BayBO). 
Hinweis: 
Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Nachbarn konnte die Zustellung der Baugenehmigung durch diese öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden. Die Zustellung gilt mit dem Tage dieser Bekanntmachung gemäß Art. 66 Abs. 2 BayBO als bewirkt. 
Die Baugenehmigung einschließlich der genehmigten Planunterlagen kann im Bauordnungsamt, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg 
in Zimmer 245 (II. Stock) während der üblichen Parteiverkehrszeiten eingesehen werden. Es wird jedoch empfohlen, mit der 
Sachbearbeiterin, Frau Demler, unter der Rufnummer 324-4696 hierfür einen Termin zu vereinbaren. 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in Augsburg, Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg, Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Klä-
ger, den Beklagten (Beklagter, z.B. Stadt Augsburg) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden.  
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baugenehmigungsverfahrens abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.  

• Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulässig.  
• [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 1. Juli 

2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.  
 
 
Stadt Augsburg -Referat 6- 
Bauordnungsamt 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung (Änderungsbescheid) 
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und 5 Bayerische Bauordnung (BayBO) 

 
Die Stadt Augsburg - Bauordnungsamt - hat am 07.03.2016 folgenden Baugenehmigungsbescheid erlassen: 
Aktenzeichen: 630-EB-2016-2-2 
Bauvorhaben: Nutzungsänderung EG: Werkstätten für Elektroinstallation in Saunaräume, -1. OG: Saunaräume in Atelier, -

DG: Umkleide- und Ruheraum Sauna in Büro, teilweise Anhebung der Traufe - Änderungsbescheid zu BA-
2015-86-2 

Baugrundstück: Gögginger Str. 98 
Flur Nr.:  395/2, Gemarkung: Göggingen 
 
Der o.g. Änderungsantrag wird nach Maßgabe dieses Bescheides und der beiliegenden geprüften Bauvorlagen genehmigt. Die 
beigefügten Beiblätter sind Bestandteil dieses Bescheides. 
Gründe: 
Die Stadt Augsburg ist zur Entscheidung über den Änderungsantrag gemäß Art. 53 Abs. 1 Satz 2 BayBO und Art. 3 Abs. 1 
BayVwVfG sachlich und örtlich zuständig. 
Das o.g. Vorhaben ist gemäß Art. 55 Abs. 1 BayBO genehmigungspflichtig. 
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Die Genehmigung konnte nach Maßgabe der Prüfvermerke und der in den Beiblättern festgesetzten Nebenbestimmungen erteilt 
werden (Art. 68 BayBO). 
Hinweis: 
Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Nachbarn konnte die Zustellung der Genehmigung durch diese öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden. Die Zustellung gilt mit dem Tage dieser Bekanntmachung gemäß Art. 66 Abs. 2 BayBO als bewirkt. 
Die Genehmigung einschließlich der genehmigten Planunterlagen kann im Bauordnungsamt, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg in 
Zimmer 245 (II. Stock) während der üblichen Parteiverkehrszeiten eingesehen werden. Es wird jedoch empfohlen, mit der 
Sachbearbeiterin, Frau Demler, unter der Rufnummer 324-4696 hierfür einen Termin zu vereinbaren. 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in Augsburg, Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg, Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Klä-
ger, den Beklagten (Beklagter, z.B. Stadt Augsburg) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden.  
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baugenehmigungsverfahrens abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.  

• Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulässig.  
• [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 1. Juli 

2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.  
 
 
Stadt Augsburg -Referat 6- 
Bauordnungsamt 
 
 
 

Anzeige freier Verkaufsplatz auf dem Stadtmarkt 
 
Im Augsburger Stadtmarkt ist ein Verkaufsplatz mit 13 m² in der Fleischhalle zum Betrieb eines Imbisses zu vergeben. 
Auskünfte unter Tel. (0821) 324-39 01. 
Ihre aussagekräftige Bewerbung, mit schlüssigem Betriebskonzept senden Sie an:  
Stadt Augsburg, Amt für Verbraucherschutz und Marktwesen, Fuggerstraße 12a, 86150 Augsburg 
 
 
Amt für Verbraucherschutz und Marktwesen 
 
Gez. 
Rott 
Verwaltungsleiter 
 
 
 

Offenes Verfahren nach SektVO 
 
Ausschreibende Stelle: 
Stadtwerke Augsburg Verkehrs-GmbH  
vertreten durch  
Stadtwerke Augsburg Holding GmbH / Infrastruktur Einkauf GS-E-B, Hoher Weg 1, 86152 Augsburg, Telefon: 0821/6500-5290, 
Telefax: 0821/6500-14290, E-Mail: einkauf.infrastruktur@sw-augsburg.de 
und 
Deutsche Bahn AG; Beschaffung Infrastruktur, FEI-S, Region Süd; Sandstr. 38 - 40, 90443 Nürnberg 
 
Baumaßnahme: 
Rohbauleistungen für unterirdisches Stationsbauwerk, Neubau Stützwand und Neubau Bahnsteig F - MDA-Hbf (VE2213 MDA + 
VE 01.01. RST Au)  
 
Schlusstermin für Eingang der Angebote:   18.05.2016 – 10:00 Uhr 
Die näheren Einzelheiten der Veröffentlichung sind Amtsblatt der Europäischen Union (www.simap.europa.eu) zu entnehmen. 
 
 
Stadtwerke Augsburg Holding GmbH 


